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Bildungsauftrag unter Druck? 
Bibliotheken, Verlage und die Zukunft der Meinungsfreiheit

Reinhard Altenhöner

❱ Am 6. Mai 2026 fand im Pop-up-Bau der Amerika-Ge-
denkbibliothek in Berlin eine Veranstaltung zu einem 
Thema statt, das gegenwärtig weit über den Kultur- und 
Bildungssektor hinaus diskutiert wird: die Zukunft der 
Meinungsfreiheit unter den Bedingungen von Desinfor-
mation, gesellschaftlicher Fragmentierung und digital 
vermittelter Öffentlichkeit. Unter dem Titel „Bildungsauf-
trag unter Druck – Meinungsfreiheit in Zeiten von Des-
information“ hatten der Deutsche Bibliotheksverband 
(dbv), die Zentral- und Landesbibliothek Berlin (ZLB) 
sowie die Initiatoren der Woche der Meinungsfreiheit 
zu einer Podiumsdiskussion eingeladen. Bereits die Zu-
sammensetzung des Programms machte deutlich, dass 
es dabei nicht allein um medienpolitische Fragen gehen 
sollte, sondern um die Rolle von Bibliotheken, Verlagen 
und anderen Kultur- und Bildungsinstitutionen für die 
demokratische Öffentlichkeit insgesamt.
Die Veranstaltung war Teil der bundesweiten Woche der 
Meinungsfreiheit, die seit mehreren Jahren von zahlrei-
chen Organisationen aus Kultur, Bildung, Medien und 
Wissenschaft getragen wird. Ihr Ziel besteht darin, die 
Voraussetzungen einer freien und pluralistischen Gesell-
schaft zu thematisieren und Räume für den Austausch 
über die Bedeutung von Meinungs- und Informations-
freiheit zu schaffen. Vor dem Hintergrund zunehmender 

Polarisierung, der Verbreitung gezielter Desinformation 
und der wachsenden Macht digitaler Plattformen hat 
diese Debatte in den vergangenen Jahren nochmals an 
Dringlichkeit gewonnen.
Ursprünglich war vorgesehen, dass Kulturstaatsminister 
Dr. Wolfram Weimer die Veranstaltung eröffnet. Aus ter-
minlichen Gründen konnte er jedoch nicht teilnehmen. 
Stattdessen übernahm Dr. Konrad Schmidt-Werthern, 
Leitender Beamter bei dem Beauftragten der Bundes-
regierung für Kultur und Medien (BKM), die Eröffnung 
und den angekündigten Impulsvortrag. Im Anschluss 
diskutierten die Bundesvorsitzende des Deutschen Bib-
liotheksverbandes, Antje Theise, der Verfassungsrechtler 
Prof. Dr. Christoph Möllers sowie Peter Kraus vom Cleff, 
Hauptgeschäftsführer des Börsenvereins des Deutschen 
Buchhandels, moderiert von der Journalistin Vivian Per-
kovic.

Meinungsfreiheit als demokratische 
Infrastruktur
Der Zeitpunkt der Veranstaltung war bewusst gewählt: 
Nur wenige Tage zuvor hatten der Börsenverein des Deut-
schen Buchhandels und der Deutsche Bibliotheksverband 
ein gemeinsames Positionspapier veröffentlicht, das unter 
dem Titel „Meinungsfreiheit stärken – Demokratie schüt-
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zen: Fünf Forderungen an die Politik“ konkrete Hand-
lungsempfehlungen formuliert.1 Ausgangspunkt des Pa-
piers ist die Beobachtung, dass die Meinungsfreiheit zwar 
zu den grundlegenden Voraussetzungen demokratischer 
Gesellschaften gehört, ihre tatsächliche Ausprägung je-
doch durchaus nicht selbstverständlich ist.
Die Autorinnen und Autoren weisen darauf hin, dass öf-
fentliche Debatten zunehmend durch Desinformation, 
gezielte Manipulation und die Dominanz großer Platt-
formanbieter beeinflusst werden. Gleichzeitig werde das 
Vertrauen in wissenschaftliche Erkenntnisse, journalisti-
sche Qualitätsstandards und öffentliche Institutionen un-
tergraben. Bibliotheken, Verlage und Buchhandlungen 
werden in diesem Zusammenhang nicht lediglich als Kul-
turinstitutionen verstanden, sondern als Einrichtungen, 
die den Zugang zu Wissen sichern, unterschiedliche Per-
spektiven sichtbar machen und damit Voraussetzungen 
für eine informierte Meinungsbildung schaffen.
Die fünf Forderungen des Papiers richten sich dement-
sprechend auf die strukturellen Voraussetzungen de-
mokratischer Öffentlichkeit. Gefordert werden eine ver-
bindliche Stärkung der Leseförderung, der systematische 
Ausbau von Medienkompetenz, eine stärkere Regulie-
rung digitaler Plattformen, die langfristige und politisch 
unabhängige Förderung offener Kulturräume sowie eine 
rechtliche Stärkung von Bildungsakteuren im Umgang 
mit Desinformation. Damit wurde für die Veranstaltung 
ein programmatischer Rahmen gesetzt. 

Bibliotheken als Orte demokratischer Teilhabe
Bibliotheken kommt dabei in dieser Debatte eine wich-
tige Rolle zu: Lange Zeit wurden Bibliotheken vor allem 
als Einrichtungen der Literatur- und Informationsversor-
gung wahrgenommen. In den vergangenen Jahren hat 
sich dieses Verständnis erweitert. Bibliotheken gelten 
als Orte gesellschaftlicher Begegnung, der kulturellen 
Bildung und der demokratischen Teilhabe. Sie schaffen 
niedrigschwellige Zugänge zu Wissen und Information 
und erreichen Bevölkerungsgruppen, die andere Bil-
dungsangebote häufig nicht oder nur eingeschränkt nut-
zen.
Gerade deshalb geraten Bibliotheken zunehmend in den 
Fokus gesellschaftlicher Debatten. Die Frage, wie sie auf 
Desinformation reagieren sollen, welche Verantwortung 
sie für die Vermittlung von Medien- und Informations-
kompetenz tragen und wie sie gleichzeitig ihrem Grund-
satz der Offenheit verpflichtet bleiben können, gehört 
inzwischen zu den zentralen Herausforderungen biblio-
thekarischer Arbeit.
Die Veranstalter griffen diese Entwicklung bewusst auf. 
Schon die Leitfrage machte deutlich, dass es nicht nur um 

1	  Vgl. https://www.bibliotheksverband.de/meinungsfreiheit-staerken-demokratie-schuetzen-5-forderungen-die-politik [Zugriff am 3.6.2026]

die Bekämpfung von Falschinformationen ging. Vielmehr 
stand die Frage im Raum, wie demokratische Gesellschaf-
ten Räume erhalten können, in denen unterschiedliche 
Positionen sichtbar werden, ohne dass dabei die Grund-
lagen faktenbasierter Kommunikation verloren gehen.

Ein Impuls aus kulturpolitischer Perspektive
Vor diesem Hintergrund eröffnete Dr. Konrad Schmidt-
Werthern den Abend mit einem kulturpolitischen Impuls. 
Er stellte die Diskussion in einen größeren historischen 
und gesellschaftlichen Zusammenhang und betonte die 
Bedeutung von Meinungs- und Informationsfreiheit als 
Grundlagen demokratischer Gesellschaften.
Dabei verwies er auf die besondere Rolle von Biblio-
theken als Orte des Wissens, der Bildung und der freien 
Information. Bibliotheken seien mehr als reine Aufbe-
wahrungsorte von Medien. Sie seien öffentliche Räume, 
in denen Menschen unabhängig von Herkunft, Bildung 
oder sozialem Status Zugang zu Wissen erhalten und sich 
mit unterschiedlichen Perspektiven auseinandersetzen 
können. Gerade in einer Zeit, in der öffentliche Debatten 
zunehmend digital vermittelt werden und sich Kommu-
nikationsräume immer stärker fragmentieren, komme 
diesen Einrichtungen eine besondere Bedeutung zu.
Als kulturhistorischen Bezugspunkt griff Schmidt-
Werthern die berühmte Bibliothek aus Umberto Ecos 
„Der Name der Rose“ auf. Die literarische Vorlage und 
ihre filmische Umsetzung zeigen eine Bibliothek als Ort 
des Wissens, zugleich aber auch als Ort der Kontrolle 
über Wissen und Information. Auch wenn der Vergleich 
eher symbolisch angelegt war, machte er deutlich, dass 
Fragen nach Zugang, Offenheit und Kontrolle von Wissen 
keineswegs neu sind. Sie stellen sich heute allerdings un-
ter veränderten technischen und gesellschaftlichen Be-
dingungen.
Im Mittelpunkt seines Beitrags stand daher das Bekennt-
nis zur Offenheit demokratischer Gesellschaften. Mei-
nungsfreiheit sei keine Selbstverständlichkeit, sondern 
müsse immer wieder neu verteidigt werden. Dies gelte 
insbesondere angesichts der Herausforderungen, die sich 
aus gezielter Desinformation, manipulativen Kommu-
nikationsstrategien und den Geschäftsmodellen großer 
Plattformanbieter ergeben. Zugleich warnte Schmidt-
Werthern davor, auf diese Herausforderungen mit einfa-
chen Antworten zu reagieren. Demokratien zeichneten 
sich gerade dadurch aus, dass sie unterschiedliche Mei-
nungen zuließen und kontroverse Debatten ermöglich-
ten.
Besondere Aufmerksamkeit widmete er der Bedeutung 
unabhängiger Kultur- und Bildungseinrichtungen. Bi-
bliotheken, Verlage, Buchhandlungen und öffentlich-
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rechtliche Medien bildeten gemeinsam eine Infrastruktur 
demokratischer Öffentlichkeit. Sie stellten Räume bereit, 
in denen Wissen vermittelt, Diskussionen geführt und 
gesellschaftliche Verständigungsprozesse ermöglicht 
werden. Diese Infrastruktur müsse erhalten und weiter-
entwickelt werden.
Darüber hinaus ging Schmidt-Werthern auch auf aktuelle 
kulturpolitische Diskussionen ein. So wurde der geplante 
Erweiterungsbau der Deutschen Nationalbibliothek in 
Leipzig benannt, dessen Bedarf und Finanzierung zuletzt 
öffentlich von BKM in Frage gestellt worden war. Zwar 
könne er hierzu keine abschließenden Aussagen treffen, 
die Bundesregierung erkenne aber die Bedeutung leis-
tungsfähiger kultureller Infrastrukturen an. Gerade Ein-
richtungen wie die Deutsche Nationalbibliothek seien un-
verzichtbar für die langfristige Sicherung des kulturellen 
Gedächtnisses und die Versorgung von Wissenschaft und 
Öffentlichkeit mit Informationen. Und umgekehrt müsse 
die Politik dafür sorgen, dass faire Rahmenbedingungen 
bestehen, auch was die Entwicklung des Marktes für die 
großen Tech- und Digitalkonzerne angehe, die einen an-
gemessenen steuerlichen Beitrag leisten müssten – dafür 
werde BKM in Kürze einen Vorschlag vorlegen. 

Ein Abend an der Schnittstelle von Kultur, 
Bildung und Demokratie
Bereits vor Beginn der eigentlichen Podiumsdiskussion 
zeigte sich, dass die Veranstaltung weit über fachliche 
Fragen des Bibliotheks- und Verlagswesens hinausrei-
chen würde. Die Debatte um Meinungsfreiheit, Infor-
mationszugang und Desinformation berührt zentrale 
Fragen des demokratischen Zusammenlebens und bein-
haltet Bildungspolitik ebenso wie Kulturpolitik, Medien-
regulierung und Fragen gesellschaftlicher Teilhabe.
Dass die Veranstalter Bibliotheken dabei bewusst als Ak
teure demokratischer Öffentlichkeit in den Mittelpunkt 
gestellt haben, belegt nochmals den grundlegenden 
Wandel des bibliothekarischen Selbstverständnisses: 
Bibliotheken werden nicht mehr allein als Dienstleister 
für Medien und Information wahrgenommen, sondern 
als Institutionen, die aktiv zur Stärkung demokratischer 
Kultur beitragen. Sie fördern und vermitteln Lese-, Infor-
mations- und Medienkompetenz, schaffen Räume für Be-
gegnung und Diskussion und ermöglichen den Zugang 
zu unterschiedlichen Perspektiven.
Vor diesem Hintergrund bildete der Impulsvortrag von 
Konrad Schmidt-Werthern einen geeigneten Auftakt für 
die anschließende Diskussion. Er machte deutlich, dass 
die Verteidigung der Meinungsfreiheit nicht allein eine 
Aufgabe von Politik oder Justiz ist. Sie ist ebenso eine 
Aufgabe jener Institutionen, die Wissen zugänglich ma-
chen, Orientierung bieten und Räume für gesellschaftli-
che Verständigung offenhalten. Wie diese Aufgabe kon-

kret ausgestaltet werden kann und welche Erwartungen 
dabei an Bibliotheken, Verlage und andere Bildungsak-
teure gerichtet werden, war Gegenstand der anschlie-
ßenden Podiumsdiskussion.

Was bedroht die Meinungsfreiheit?
Den Einstieg wählte die Moderatorin Vivian Perkovic be-
wusst provokant. Wo liege heute die größte Gefahr für 
die Meinungsfreiheit? Bei rechtsextremen Bewegungen? 
Bei russischen Desinformationskampagnen? Bei den Al-
gorithmen großer Plattformen? Oder bei politischen Ein-
griffen in kulturelle Institutionen?
Die Antworten zeigten sofort, dass die Diskussion nicht 
bei tagespolitischen Phänomenen stehen bleiben würde. 
Peter Kraus vom Cleff griff auf Immanuel Kant zurück und 
sprach von einer notwendigen „Aufklärung 2.0“. Die ei-
gentliche Gefahr bestehe weniger in einzelnen Akteuren 
als in einer schleichenden Erosion der Fähigkeit, Informa-

tionen kritisch zu prüfen und eigenständig zu bewerten. 
Die enorme Menge digital verfügbarer Informationen, 
die Bequemlichkeit algorithmischer Auswahlmechanis-
men und die Verlockung einfacher Antworten begünstig-
ten eine Entwicklung, die Kant einst als „selbstverschul-
dete Unmündigkeit“ beschrieben habe.
Besonders eindrücklich formulierte er die Bedeutung des 
Lesens. Tiefes Lesen sei weit mehr als Informationsauf-
nahme. Es schaffe Distanz, Reflexion und die Fähigkeit 
zum selbstständigen Urteil. Gerade deshalb sei Lesen 
„subversiv“. Wer lese, entziehe sich den Mechanismen 
permanenter Reizüberflutung und unmittelbarer Emoti-
onalisierung. Die eigentliche Gefahr liege deshalb nicht 
nur in Desinformation selbst, sondern darin, dass Men-
schen zunehmend die Fähigkeit verlören, Informationen 
gründlich zu verarbeiten.
Antje Theise knüpfte unmittelbar daran an. Auch aus ih-
rer Sicht steht die Lesekompetenz im Zentrum der Prob-
lematik. Sie verwies auf die Vielzahl täglicher Nachrich-
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ten und Informationsimpulse, denen insbesondere junge 
Menschen ausgesetzt seien. Kritisches Denken, Quellen-
bewertung und die Fähigkeit, Informationen einzuord-
nen, seien keine Selbstverständlichkeiten mehr. Die oft 
zitierte Zahl, wonach etwa ein Viertel der Schülerinnen 
und Schüler am Ende der Grundschule nicht ausreichend 
sinnerfassend lesen könne, sei deshalb weit mehr als ein 
bildungspolitisches Problem. Sie berühre unmittelbar die 
Grundlagen demokratischer Teilhabe. Bibliotheken seien 
deshalb längst nicht mehr nur Orte der Medienbereitstel-
lung. Sie seien Orte der Medienbildung, der Informati-
onskompetenz und der demokratischen Selbstermächti-
gung geworden.
Christoph Möllers setzte einen anderen Akzent. Die 

größte Gefahr für die Meinungsfreiheit liege möglicher-
weise nicht in Desinformation oder Plattformen, sondern 
in der zunehmenden Schwierigkeit moderner Gesell-
schaften, mit abweichenden Meinungen umzugehen. 
Meinungsfreiheit werde häufig abstrakt beschworen, sei 
aber nur dort wirklich relevant, wo Positionen geäußert 
würden, die man selbst für falsch, problematisch oder 
sogar unerträglich halte. Gerade diese Bereitschaft, zwi-
schen der Ablehnung einer Position und dem Recht auf 
ihre Äußerung zu unterscheiden, gehe zunehmend verlo-
ren. Demokratie verlange jedoch die Fähigkeit, diesen Wi-
derspruch auszuhalten. Die Diskussion um Meinungsfrei-
heit dürfe deshalb nicht allein als Kampf gegen Feinde 
der Demokratie verstanden werden. Sie müsse auch die 
Frage stellen, ob demokratische Gesellschaften selbst 
noch ausreichend konfliktfähig seien.

Bibliotheken als Orte demokratischer 
Auseinandersetzung
Von hier aus führte die Diskussion beinahe zwangsläufig 
zu den Bibliotheken selbst. Ein konkreter Anlass war die 
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-
Westfalen zur Stadtbücherei Münster. Diese hatte Werke 
eines Autors mit einem Hinweis versehen, der auf die 

Umstrittenheit der Inhalte aufmerksam machte. Das Ge-
richt untersagte diese Praxis nach einer Klage des Autors.
Die Frage, die sich daraus ergab, reichte weit über den 
Einzelfall hinaus: Dürfen Bibliotheken Inhalte bewerten 
oder einordnen? Oder widerspricht dies ihrem Auftrag 
als Orte freier Information? 
Antje Theise machte deutlich, dass Bibliotheken grund-
sätzlich verpflichtet seien, auch kontroverse oder proble-
matische Literatur zugänglich zu machen. Die Aufnahme 
eines Mediums in den Bestand bedeute keineswegs Zu-
stimmung zu dessen Inhalt. Gleichzeitig gehöre es jedoch 
zum Bildungsauftrag von Bibliotheken, Orientierung an-
zubieten und Inhalte in größere Zusammenhänge einzu-
ordnen. Dabei gehe es nicht um Zensur oder Bevormun-
dung, sondern um Kontextualisierung. Gerade in einer 
Zeit gezielter Desinformation könne eine rein neutrale 
Bereitstellung von Informationen problematisch sein. Bi-
bliotheken müssten Wege finden, kritische Einordnung 
zu ermöglichen, ohne dabei die Informationsfreiheit ein-
zuschränken.
Möllers teilte das Anliegen, stellte jedoch die Mittel in-
frage. Bibliotheken seien keine neutralen Lagerhäuser für 
Bücher, sondern öffentliche Institutionen mit erheblicher 
symbolischer Autorität. Gerade deshalb müsse sorgfäl-
tig überlegt werden, welche Formen der Kennzeichnung 
oder Bewertung angemessen seien. Ein Warnhinweis 
könne schnell den Charakter einer offiziellen Verurtei-
lung annehmen – darauf habe das Gericht mit seinem 
Urteil hingewiesen.
Für ihn lag die Lösung weniger in Etiketten als in der ak-
tiven Gestaltung von Öffentlichkeit. Bibliotheken sollten 
Diskussionen organisieren, Literatur gegenüberstellen, 
Veranstaltungen durchführen und damit Räume für Aus-
einandersetzung schaffen. Sie sollten Position beziehen, 
ohne einzelne Werke mit amtlich wirkenden Bewertun-
gen zu versehen.
Interessanterweise führte diese Diskussion zu einer wei-
teren, deutlich grundsätzlicheren Frage: Wie unabhängig 
sind Bibliotheken eigentlich? 
Möllers regte an, stärker über ihre rechtliche Stellung 
nachzudenken. Universitäten verfügten über weitrei-
chende Formen institutioneller Selbstständigkeit. Ver-
gleichbare Modelle könnten auch für Bibliotheken denk-
bar sein. Noch wichtiger sei jedoch, dass Bibliotheken 
ihre gesellschaftliche Rolle selbstbewusst vertreten. Ins-
titutionelle Freiheit entstehe nicht allein durch Gesetze, 
sondern auch dadurch, dass Institutionen ihre Freiräume 
aktiv beanspruchen.

Die stille Infrastruktur der Demokratie
Hieran schloss sich ein grundsätzlicher Austausch über 
öffentliche Institutionen und ihre Bedeutung für demo-
kratische Gesellschaften an. Möllers formulierte dabei 

Christoph Möllers
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eine Beobachtung, die mehrfach aufgegriffen wurde: 
Bibliotheken gehörten zu den wenigen verbliebenen 
öffentlichen Räumen, die allen Menschen unabhängig 
von Einkommen, Bildung oder sozialem Status offen-
stehen. Während viele andere gesellschaftliche Bereiche 
zunehmend segmentiert oder kommerzialisiert würden, 
blieben Bibliotheken Orte allgemeiner Zugänglichkeit. 
Gerade deshalb erstaune ihre geringe Sichtbarkeit in po-
litischen Debatten. Bibliotheken seien, so Möllers, eine 
„leise Lobby“. Ihre gesellschaftliche Bedeutung stehe 
in einem auffälligen Missverhältnis zu ihrer politischen 
Wahrnehmung. Obwohl sie zu den wichtigsten kulturel-
len und sozialen Infrastrukturen gehörten, erhielten sie 
oft deutlich weniger Aufmerksamkeit als andere Kultur-
einrichtungen.
Besonders zugespitzt wurde dies in seinem Vergleich mit 
dem traditionellen Kulturbetrieb. Eine öffentliche Biblio-
thek sei für die demokratische Gesellschaft möglicher-
weise wichtiger als manches prestigeträchtige Kultur-
projekt. Bibliotheken seien nicht nur Kulturorte, sondern 
zentrale soziale Infrastrukturen. Diese Bemerkung traf 
einen Nerv der Diskussion. Denn plötzlich ging es nicht 
mehr nur um Meinungsfreiheit, sondern um die Frage, 
welche Institutionen demokratische Gesellschaften über-
haupt zusammenhalten.

Der „Chilling Effect“ und die Frage nach der 
Widerstandsfähigkeit
Ein weiterer Diskussionsstrang beschäftigte sich mit dem 
sogenannten „Chilling Effect“ – dem Phänomen, dass 
Menschen oder Institutionen bestimmte Themen mei-
den, weil sie negative Reaktionen erwarten. Ausgangs-
punkt war die Beobachtung, dass öffentliche Debatten 
zunehmend polarisiert geführt werden. Wer sich zu kont-
roversen Themen äußert, muss häufig mit massiver Kritik 
rechnen. Möllers plädierte für Gelassenheit. Wissenschaft 
und Kultur müssten lernen, mit solchen Konflikten um-
zugehen. Nicht jede Empörungswelle sei dauerhaft re-
levant. Vieles verschwinde bereits nach wenigen Tagen 
wieder aus der öffentlichen Aufmerksamkeit. Gleichzeitig 
warnte er davor, Institutionen ausschließlich auf Sicht-
barkeit und öffentliche Resonanz auszurichten. Wissen-
schaft sei ihrem Wesen nach häufig langsam, spezialisiert 
und detailorientiert. Die zunehmende Erwartung perma-
nenter öffentlicher Präsenz könne sogar kontraproduktiv 
sein.
Theise berichtete aus der Praxis von Bibliotheken. Auch 
dort gebe es Konflikte und Anfeindungen, etwa bei The-
men wie Diversität oder gesellschaftlicher Vielfalt. Mitar-
beitende seien zunehmend mit kritischen oder aggressi-
ven Reaktionen konfrontiert.
Kraus vom Cleff verwies auf Erfahrungen aus Buchhand-
lungen und Verlagen. Dort habe man begonnen, Mitar-

beitende gezielt auf schwierige Gesprächssituationen 
vorzubereiten. Sein Leitbild war dabei eine Form des 
„geistigen Aikido“: Konflikte nicht vermeiden, sondern 
konstruktiv aufnehmen und in Dialog überführen.

Wenn politische Einflussnahme sichtbar wird
Einen weiteren Schwerpunkt bildete die Frage nach po-
litischen Eingriffen in Kultur und Öffentlichkeit. Anhand 
aktueller Debatten um den Deutschen Buchhandlungs-
preis, die Berlinale oder kulturpolitische Entscheidungen 
des Bundes diskutierten die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer die Grenzen legitimer Einflussnahme.
Kraus vom Cleff verteidigte die Bedeutung unabhängiger 
Jurys und transparenter Verfahren. Kulturelle Förderung 
müsse nachvollziehbar und frei von parteipolitischer Ein-
flussnahme erfolgen. Gerade die Glaubwürdigkeit kultu-
reller Institutionen hänge davon ab, dass Entscheidun-
gen unabhängig getroffen würden.
Theise übertrug diese Frage auf Bibliotheken. Anders als 
Verlage oder Buchhandlungen seien viele Bibliotheken 
unmittelbar von kommunalen oder staatlichen Trägern 
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abhängig. Dadurch seien sie potenziell anfälliger für po-
litische Einflussnahmen. Besonders deutlich werde dies 
dort, wo Bibliotheken als freiwillige Leistungen kommu-
naler Haushalte behandelt würden. Ihre Existenz könne 
deshalb jederzeit zur Disposition gestellt werden.
Möllers führte diese Beobachtung auf ein tiefer liegendes 
Problem zurück. Kulturpolitik sei häufig dort erfolgreich, 
wo sie Institutionen vertraue und ihnen Freiräume lasse. 
Der Versuch, Kultur unmittelbar zu steuern oder poli-
tische Konflikte administrativ zu lösen, führe dagegen 
meist zu neuen Problemen.

Big Tech und die Zukunft der Öffentlichkeit
Im letzten Teil der Diskussion richtete sich der Blick auf 
die digitale Öffentlichkeit. Die Macht großer Plattformen 
wurde von allen Beteiligten als Herausforderung be-

schrieben, wenn auch mit unterschiedlichen Akzenten. 
Kraus vom Cleff forderte stärkere Regulierung, Transpa-
renzpflichten und eine konsequente Durchsetzung urhe-
berrechtlicher Ansprüche gegenüber KI-Anbietern und 
Plattformunternehmen. Europa müsse seine kulturellen 
und kreativen Ressourcen entschiedener verteidigen.
Möllers warnte hingegen vor einer Überhöhung der Rolle 
sozialer Medien. Nicht jede politische Entwicklung lasse 
sich auf Plattformen zurückführen. Entscheidender sei 
die Sicherung von Vielfalt und Wettbewerb. Das eigent-
liche Problem seien monopolartige Strukturen. Denn 
wenn demokratische Öffentlichkeit mehr brauche als 
Plattformen, dann stelle sich die Frage, welche Instituti-
onen Alternativen anbieten können. Und genau da – alle 
Diskutanten waren hier einig – sind die Bibliotheken re-
levant. Der Schlussteil der Diskussion kreiste deshalb er-
neut um das Thema Lesen und Bibliotheken.
Kraus vom Cleff sprach von einem bildungspolitischen 
Versagen über Jahrzehnte hinweg. Seit den 1990er Jah-
ren werde über sinkende Lesekompetenz diskutiert, ohne 
dass sich die Situation grundlegend verbessert habe. Le-

sen sei keine Nebensache. Es sei die Voraussetzung für 
Bildung, kritisches Denken und demokratische Teilhabe. 
Wer nicht lesen könne oder längere Texte meide, verliere 
einen wesentlichen Zugang zur Welt.
Möllers ergänzte, dass viele gesellschaftliche Probleme 
zu spät angegangen würden. Bildung beginne weit vor 
Universität und Hochschule. Wer Defizite erst im späteren 
Bildungsweg ausgleichen wolle, komme häufig zu spät.
Theise brachte die Diskussion schließlich auf die konkrete 
Situation der Bibliotheken zurück. Sie schilderte die Lage 
insbesondere in ländlichen Regionen, wo Bibliotheken 
oft nur noch von einzelnen Mitarbeitenden betrieben 
würden oder ganz verschwänden. Ohne ausreichende 
personelle und finanzielle Ausstattung könnten Biblio-
theken ihre Aufgaben jedoch nicht erfüllen.
Damit schloss sich der Kreis des Abends. Ausgehend von 
der Frage nach Desinformation und Meinungsfreiheit 
war die Diskussion schnell bei den Grundlagen demokra-
tischer Öffentlichkeit angekommen. Die vielleicht wich-
tigste Erkenntnis des Abends lautete, dass Demokratie 
nicht allein durch Gesetze, Plattformregulierung oder po-
litische Programme gesichert wird. Sie braucht Institutio-
nen, die Menschen befähigen, Informationen zu verste-
hen, Perspektiven kennenzulernen und sich ein eigenes 
Urteil zu bilden.
Bibliotheken erschienen in dieser Diskussion nicht als 
Randerscheinung des Kulturbetriebs, sondern als Teil 
jener demokratischen Infrastruktur, ohne die Meinungs-
freiheit, Bildung und gesellschaftlicher Zusammenhalt 
dauerhaft nicht denkbar sind. ❙
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